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Bundeswirtschaftsminister Pe-

ter Altmaier (CDU) will noch 

vor der Sommerpause die Ent-

schädigung der Atomkonzerne 

für den Atomausstieg erledi-

gen. Dies erklärte ein Spre-

cher seines Hauses am 18. 

April 2018 im Wirtschaftsaus-

schuss des Deutschen Bundes-

tages. Das Bundesverfassungs-

gericht hatte den Energiekon-

zernen Vattenfall, ENBW, 

Eon und RWE eine Entschä-

digung für den vorzeitigen 

Atomausstieg nach dem GAU 

in Japan zugebilligt. Dem Ur-

teil zufolge muss der Gesetz-

geber bis Ende Juni 2018 fest-

legen, wie dies geschehen soll. 

Das Thema sei auch während 

der jüngsten Kabinettsklausur 

in Meseberg diskutiert wor-

den, sagte der Regierungsver-

treter. Wie aus dem Ministeri-

um verlautet, werden dazu 

mehrere Varianten erörtert, 

die von einer Verlängerung der 

Laufzeiten einzelner Kraftwer-

ke bis hin zu einem finanziel-

len Ausgleich reichen. Bei 

Letzterem gehe es dabei um 

eine angemessene Entschädi-

gung, nicht um einen vollen 

Wertersatz der Meiler, heißt 

es. 

Daß jetzt das CDU-geführte 

Wirtschaftsministerium Plan-

spiele für eine nächste Lauf-

zeitverlängerung von Minister 

Altmaier verordnet bekam, 

kann an Brisanz nicht hoch 

genug eingeschätzt werden, 

merkt Hans-Josef Fell, EEG-

Mitautor, Präsident der Ener-

gy Watch Group und bis 2013 

grüner Bundestagsabgeordne-

ter, dazu an. Am 26. Oktober 

2010 hatte die damalige 

Mehrheit von CDU/CSU und 

FDP im Umweltausschuß des 

Bundestages die Laufzeitver-

längerung beschlossen. Der 

damalige Fraktionsgeschäfts-

führer und Vertraute von 

Bundeskanzlerin Angela Mer-

kel, Peter Altmaier, nahm da-

mals ausnahmsweise an dieser 

Sitzung teil und steuerte sie 

weitgehend, um die Laufzeit-

verlängerung nicht zu gefähr-

den, berichtet Fell. Mit unge-

heurem Einsatz habe Altmaier 

dafür gesorgt, daß viele Rede-

beiträge und Anträge der Op-

position von SPD, Grünen und 

Linken zur Geschäftsordnung 

unterbunden wurden. 

Dass sehr viele Abgeordnete 

aus Union und SPD dem er-

neuten Atomausstieg nur wi-

derwillig zustimmten, warten 

sie seitdem nur auf die nächste 

Gelegenheit, eine erneute Lauf-

zeitverlängerung durchzuset-

zen, meint Fell. Erste Stufe sei 

die jahrelange Drosselung des 

Ausbaus der Erneuerbaren 

Energien gewesen, damit kei-

ne vollendeten Fakten mit viel 

zu viel Ökostrom geschaffen 

würden. Diese Drosselung sei 

Union und FDP mit Hilfe der 

Kohle-SPD geglückt. Nun 

scheine die Zeit reif für die 

nächste Laufzeitverlängerung 

der Atomkraft, befürchtet Fell, 

zumal auch die neu ins Parla-

ment gewählte AfD die Lauf-

zeitverlängerung längst offen 

auf ihrer politischen Forde-

rungsliste hat.  
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Neutronenstrah-
lung wird bei 
Zwischenlagern 
weiter ignoriert 
 
Fachworkshop zur Über-
nahme aller Zwischenla-
ger durch die BGZ 
 
Die Übernahme der zwölf 

kraftwerksnahen Zwischenla-

ger durch die bundeseigene 

Gesellschaft für Zwischenla-

gerung mbH (BGZ) zum 1. 

Januar 2019 sieht Dr. Hans-

Jürgen Brammer als eine 

„sportliche Herausforderung“. 

Der Geschäftsführer der Brenn-

elementlagergesellschaft Gorle-

ben (BLG) und BGZ-Presse-

sprecher Burghard Rosen er-

läuterten am 20. April 2018 in 

Hannover auf einem Fachwork-

shop des „atommüllreports“ 

(www.atommuellreport.de), 

eines Zusammenschlusses von 

Anti-Atom- und Umweltini-

tiativen, ihre Planungen und 

Schwierigkeiten, die sich aus 

der gesetzlichen Neuordnung 

der Zuständigkeiten bei der 

Atommülllagerung ergeben. 

Das Interesse an diesem Fach-

workshop in Hannover, der 

auch von der Bürgerinitiative 

Umweltschutz Lüchow-Dan-

nenberg (BI) unterstützt wur-

de, war entsprechend groß, 

denn mit der Übertragung der 

Zuständigkeiten von den 

Kraftwerksbetreibern auf die 

BGZ ist auch die Aufgabe 

verbunden, diese als „autarke 

Betriebe“ weiterzuführen. Ab-

sehbar sei jetzt schon, so die 

BGZ-Vertreter, dass dieses 

ohne Dienstleistungsverträge 

mit den AKW-Betreibern 

nicht zu schaffen sei. Pikante-

rie am Rande: So würden 

dann Mittel aus dem staatli-

chen Atommüllfonds, in den 

die AKW-Betreiber eingezahlt 

haben, wieder an diese zu-

rückfließen. 

Noch schwieriger würde es, 

wenn auch weitere zwölf La-

ger mit schwach- und mittel-

aktiven Abfällen ein Jahr spä-

ter, zum 1. Januar 2020, eben-

falls in die Zuständigkeit der 

BGZ fielen. Dann nämlich 

würde Müll, der bereits endla-

gerfertig verpackt sei und in 

staatlicher Verantwortung ge-

lagert würde, neben Müll ste-

hen, der noch in die Verant-

wortung der Atomkraftbetrei-

ber fiele – ungelöst sei bisher 

auch dessen Finanzierung. 

Für die Konditionierung des 

Atommülls würde in keinem 

Fall die Pilot-Konditionierungs-

anlage (PKA) in Gorleben ge-

nutzt, erklärte Brammer auf 

Nachfrage von BI-Sprecher 

Wolfgang Ehmke kategorisch: 

„Das ist ausgeschlossen!“ Die 

BGZ erarbeite gegenwärtig 

Konzepte mit dem Ziel, diese 

kostspielige Anlage atomrecht-

lich loszuwerden. Das Ziel, so 

Brammer, sei die Stilllegung. 

Dazu gehöre auch, dass für 

den Fall, dass eine Wartung 

von defekten Castorbehältern 

notwendig werde, Alternati-

ven vorhanden seien müssen, 

die die PKA überflüssig ma-

chen. 

Eine Neubewertung der Si-

cherheit und bei der Sicherung 

der Zwischenlager gegen Un-

fälle oder terroristische An-

griffe sei bei der Übertragung 

der Betriebsgenehmigungen 

auf die BGZ hingegen nicht 

geplant. Aber genau das will 

die BI, an allen Zwischenla-

gerstandorten müsse es Regi-

onalkonferenzen geben, um 

genau diese Neubewertung 

vornehmen zu können, forder-

te Ehmke und ist sich sicher: 

„Da ist das letzte Wort noch 

nicht gesprochen!“ 

Auf Unverständnis bei den 

Vertretern der BGZ stieß die 

Anregung, sich Gedanken 

über eine andere Bauweise der 

Zwischenlager zu machen, zu-

mal diese voraussichtlich meh-

rere Generationen lang be-

stehen müssen. Die bisherigen 

Lager sind fast ausschließlich 

oberirdische Hallenbauten. Die 

erheblichen Mengen der durch 

Neutroneneinfang in der Hal-

lenluft erzeugten Gase werden 

frei in die Umgebung abge-

leitet und in ihren nachweis-

baren biologischen Wirkungen 

ignoriert. So wurde bereits für 

das Transportbehälterlager Gor-

leben unter anderem die Er-

zeugung von 2 Terabecquerel 

des betastrahlenden Argon-41 

jährlich zugegeben, was mehr 

als 60.000 Becquerel pro Se-

kunde entspricht. [1] 

1. Ralf Kusmierz: Das Transport-

behälterlager Gorleben setzt in 

erheblichem Umfang Radioakti-

vität frei, Strahlentelex 686-687 

v. 6.8.2015, S.1-2, 

www.strahlentelex.de/Stx_15_68

6-687_S01-02.pdf   
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